
Sozialistische Zeitung für Bielefeld Sommer 2013

Bundestagskandidat 

Frank Schwarzer  

im Interview 

? Merkels Euro-Ret-

tung ist ein An-

schlag auf Europa, heißt 

es in einer Presseerklä-

rung der LINKEN Bun-

destagsfraktion. Frank, 

was will die LINKE da-

mit sagen?

! Die Politik der Bundes-
regierung verfolgt den 

Zweck, die Ansprüche 
der Kapitalbesitzer auf 
hohe Renditen zu gewähr-
leisten. Infolge der tiefen 
Wirtschaftskrise schafft 
sie das aber nur noch, in-
dem der Lebensstandard 
weiter Teile der Bevöl-
kerung, v.a. in Südeuro-
pa, nach unten gedrückt 
wird. Arbeitslosigkeit, 
Existenzunsicherheit, die 
Entwertung von Ausbil-
dung sind die Folgen. Was 
derzeit in Griechenland 
und anderen Staaten ge-
macht wird, wird in der 
einen oder anderen Form 

auch auf uns zukommen. 
Diese Entwicklung fördert 
wiederum rechtspopulis-
tische und rechtsextreme 
Stimmungen, die die bür-
gerliche Demokratie aus-
höhlen.

? Müssen wir denn 

den Euro nicht um 

jeden Preis retten, weil 

sonst Europa zerbricht 

und die Rechten dann 

Auftrieb bekommen?

! Die „Euro-Rettung“ 
dient nicht dem euro-

päischen Zusammenhalt. 
Sie rettet auch nicht die 
Griechen, Portugiesen 
oder Spanier. Gerettet 
werden vielmehr die Fi-
nanzinstitute, wie eine 
aktuelle Studie von attac 
belegt. Die Frage, wie wir 
es mit dem Euro halten, 
ist für DIE LINKE nicht 
entscheidend. Schon vor 

der Währungsunion war 
die Europäische Union ein 
wirtschaftsliberales Pro-
jekt. Die Beschäftigten, 
Erwerbslosen, Rentner, 
Studierenden und Auszu-
bildenden müssen dage-
gen möglichst europaweit 
eine starke Bewegung 
aufbauen.

? Welche Alternative 

hat denn die LINKE 

zu Merkels Politik?

! Wir müssen zuerst nach 
Wegen suchen, den 

Staatshaushalt unabhän-
gig von den Finanzmärk-
ten zu decken. Es gibt 
eine breite Palette an 
möglichen Maßnahmen, 
z.B. eine radikale Steuer-
reform, mit der die bishe-
rigen Krisengewinner zur 
Kasse gebeten werden. 
Das muss mit wirksa-
men Kapitalverkehrskon-

trollen einhergehen. Die 
Regeln der EU, wie sie 
2007 im Vertrag von Lis-
sabon festgeschrieben 
wurden, verbieten das 
jedoch. Deshalb ist hier 
ein Bruch notwendig! Jede 
fortschrittliche Regierung 
muss zunächst den Lissa-
bon-Vertrag kündigen. 

? Aber gibt es denn 

in der Praxis Ansät-

ze für eine Alternative 

zur Politik des sozialen 

Kahlschlags von Merkel 

und der Troika (EU-Kom-

mission, Europäische 

Zentralbank, Internatio-

naler Währungsfonds)?

! Die linken Kräfte konn-
ten noch keine alterna-

tive Politik durchsetzen. 
Aber wenn der Wider-
stand stärker wird, kön-
nen wir das Schlimmste 
verhindern. In Zypern ha- 

ben Massenproteste er-
reicht, dass nicht die 
Kleinsparer die Kosten 
der dortigen Bankenkrise 
zahlen.

Die Privatisierung öffent-
lichen Eigentums und das 
Lohndumping  in Deutsch-
land müssen aufhören. 
Darum ist es wichtig, dass 
die Gewerkschaften hohe 
Tarifabschlüsse erzielen. 
Wir unterstützen auch 
Streiks, wie bei Amazon. 
Aber erst, wenn sozia-
le Bewegungen und der 
kämpferische Teil der Ge-
werkschaften grenzüber-
schreitend zusammen 
handeln, wird ein solida-
risches Europa entstehen 
können.

Das Interview mit 

Frank Schwarzer führte 

Heinz Willemsen,  

DIE LINKE Bielefeld 

Wir bringen Bewegung rein. 100 % sozial.

Europa geht anders!

Frank Schwarzer, Bundestagskandidat der LINKEN, sprach am 15. Juni 2013 in Bielefeld auf einer  

Solidaritätsdemonstration zur Unterstützung der demokratischen Kräfte in der Türkei





„Unter den Aspekten 

der Trägervielfalt, der 

Qualitätssicherung und 

der Wahlfreiheit für 

Eltern hält es der Rat 

für unverzichtbar, auch 

weiterhin Kindertages-

stätten in angemesse-

nem Umfang in städ-

tischer Trägerschaft 

vorzuhalten.“ 

Mit diesem einstimmigen 
Beschluss beendete der 
Bielefelder Stadtrat am 
16. Mai die wochenlange 
Debatte um eine Privati-
sierung aller städtischen 
Kitas. 
Die Bielefelder Ampelko-
alition aus SPD, Grünen 
und FDP hatte sich auf 

der Suche nach immer 
neuen Kürzungsmöglich-
keiten daran erinnert, 
dass die städtischen Ki-
tas vom Land ja weniger 
Geld bekommen als dieje-
nigen Kitas, die von Wohl-
fahrtsverbänden, Kirchen 
und Vereinen organisiert 
werden. Sie beauftragten 
die Verwaltung deshalb zu 
prüfen, ob und wieviel Geld 
die Stadt durch die Über-
tragung der Kitas an an-
dere „einsparen“ könnte. 

Eltern und Erzieher 
Innen wehren sich

Die Stadt betreibt ins-
gesamt 42 Kindertages-
stätten. Dort arbeiten 

mit 550 ErzieherInnen 
knapp 10 Prozent aller 
städtischen Beschäftig-
ten. Sie haben in den 
letzten Jahren gemeinsam 
große Anstrengungen in 
der Qualifizierung, be-
sonders in der kindlichen 
Gesundheitsprävention, 
unternommen. Viele der 
städtischen Kitas arbei-
ten gerade dort, wo an-
dere sich bisher nicht en-
gagieren wollten. Bereits 
zur Ratssitzung im März 
kamen viele ErzieherIn-
nen, die den Prüfantrag 
der Ratsmehrheit deutlich 
ablehnten und weiteren 
Widerstand ankündig-
ten. Der Stadtelternrat 

forderte gleichfalls den 
Erhalt der städtischen 
Kitas und sammelte da-
für Unterschriften. An 
einer Veranstaltung der 
Gewerkschaft ver.di zur 
Reform der Kitas nahmen 
über 200 ErzieherInnen 
teil und forderten von den 
Landtagsabgeordneten 
von SPD und Grünen eine 
deutliche Absage der Pri-
vatisierungspläne.

Alternative  
der LINKEN 

DIE LINKE im Rat hatte 
dagegen gefordert, die 
Finanzierung der städti-
schen Kitas mit denen der 
„freien Träger“ gleichzu-
stellen. Dafür  sollten sich 
die Bielefelder Landtags-
abgeordneten, insbeson-
dere von SPD und Grü-
nen, einsetzen. Sie stellen 
die Landesregierung. Der 
Oberbürgermeister soll-
te sich im Vorstand des 
Städtetages NRW für eine 
finanzielle Gleichstellung 
stark machen. Schließlich 
gibt es kaum eine Kom-
mune im Land, die einen 
ausgeglichenen Haushalt 
hat. Dieser Antrag wurde 
in der Ratssitzung vom 
März von allen anderen 
Fraktionen stumpf abge-
lehnt, zum Teil ohne Be-
gründung – zum Teil bei 
Zustimmung zu unserer 
Position. 

Vom Personalrat hingegen 
kam Lob für den Antrag 
der LINKEN: es sei die ein-
zige konstruktive Lösung, 
die die gesetzlich fest-
gelegte städtische Ver- 
antwortung für die Be-
treuung von Kindern an-
gemessen berücksichtige.

Der Widerstand  
hat sich gelohnt

Die städtischen Kitas wer-
den nicht privatisiert. Si-
cherlich spielt bei diesem 
Ratsbeschluss auch eine 
Rolle, dass die anderen 
Parteien negative Auswir-
kungen für die anstehen-
den Bundestagswahlen 
fürchten. Die Aktion zeigt 
auch: DIE LINKE ist für 
eine verantwortungsbe-
wusste und zukunftsori-
entierte soziale Politik in 
Bielefeld unverzichtbar!

Weitere Infos unter: 
www.dielinke-bielefeld.de

Barbara Schmidt

Fraktionsvorsitzende der 
LINKEN im Rat

Nachrichten der Fraktion DIE LINKE aus Bielefelder Rat & Bezirken Sommer 2013

Beschäftigte, Eltern und DIE LINKE erfolgreich:

42 Kindertagesstätten 
bleiben bei der Stadt

Ratssitzung Mai 2013: Bürgerinnen und Bürger fordern von OB Clausen den 

Erhalt der städtischen Kitas und des Freibades Gadderbaum



Soziale Leistungen sind 

nicht nur wichtig für die 

Menschen, die darauf 

angewiesen sind. 

Durch frühzeitige Vorbeu-
gung werden auch hohe 
Folgekosten vermieden. 
Das ist der Bielefelder 
Ampel-Koalition egal. Sie 
kürzt das Geld für Leis-
tungsverträge mit Sozial-
verbänden und Einrichtun-
gen um ca. 500.000 Euro. 

Die AGW (Arbeits-

gemeinschaft Wohl-

fahrtsverbände Biele- 

feld) und der Bielefel-

der Jugendring haben 

diese Politik öffent-

lich scharf kritisiert:

„Das gegenwärtige Sys-
tem der Leistungs- und  
Finanzierungsvereinbarun-
gen (Leistungsverträge) 
ist ein System der Unter-
finanzierung und Man-
gelverwaltung. Es ist ge- 
kennzeichnet durch unzu- 
reichende Personalaus-
stattung und -finanzierung 
sowie nicht auskömmli-
che Sachkostenzuschüsse.
Seit 1996 sind die Sach-
kostenzuschüsse einge-
froren. Die nicht gewährte 

Anpassung an die gestie-
genen Lebenshaltungs-
kosten beträgt für diesen 
Zeitraum ca. 1 Mill. Euro. 
Die Nichtgewährung der 
tariflichen Steigerungen 
ab 2011 führen bis Ende 
des Jahres 2013 zu einer 
Kürzung von 1,43 Mill 
Euro bei den Leistungs-
verträgen. …
Wir halten die Kürzungs-
vorschläge für einen 
schwerwiegenden sozial-
politischen Fehler.“ (Stel-
lungnahme vom 11. Juni 
2013)
Weitergehende Informati- 
onen über die katastro-
phalen Folgen der Kür-
zungspolitik der Ampel-
Koalition stehen in einer 
13seitigen Stellungnahme 
der AGW und des Bielefel-
der Jugendringes.
Erhältlich bei: Ratsfraktion 
DIE LINKE, die.linke@ 
bielefeld.de

Stellvertretend aus 
den vielen Reaktio-
nen von Betroffenen:

„Die AGW hält die Kür-
zung von 150.000 Euro 
bei den Familienbera-
tungsstellen fachlich und 

politisch in keiner Weise 
für vertretbar. Der Wegfall 
dieser Mittel bedeutet ei-
nen deutlichen Angriff auf 
die soziale Infrastruktur in 
Bielefeld mit fatalen Kon-
sequenzen.
… Studien belegen, dass 

jeder Euro, der in Fami-

lienberatung investiert 

wird, 4 Euro an Folge-

kosten spart.“

„Die angedachte Kürzung 
des Bunker Ulmenwall 
e.V. über 25.000 Euro, die 
einem Viertel des vorigen 
Zuschusses entspricht, 

wird der Verein finanziell 
nur durch vermehrten eh-
renamtlichen Einsatz und 
zusätzliches Einwerben 
von Spenden und För-
dermitgliedschaften kom-
pensieren können. Das 
Einwerben der fehlenden 
Summe ist jedoch unge-
wiss.“

Die Sozialverbände 
und ihre Arbeitneh-
mervertreter kriti-
sieren zu Recht die 
unsinnigen Sozial-
kürzungen von SPD, 
Grünen und FDP. 

„Eine um nur 1 bis 2 He-
besatzpunkte höhere Ge-
werbesteuer würde die 
Sozialkürzungen überflüs-
sig machen", fordert Dr. 
Dirk Schmitz, Sozialpoliti-
ker der LINKEN Ratsfrak-
tion. 
„Die Unternehmen wur-
den von den letzten Bun-
desregierungen massiv 
steuerlich entlastet. Da-
rum sollten die Unter-
nehmen jetzt soziale Ver-
antwortung für die Stadt 
Bielefeld übernehmen. 
Die Gewinne der Unter-

nehmen würden dadurch 
noch nicht einmal um 0,5 
Prozent zusätzlich be-
steuert!"
DIE LINKE fordert von 
Bund, Ländern und Kom-
munen eine gerechte 
Steuerpolitik, damit die 
Reichen nicht immer rei-
cher und die Kommunen 
und die Armen immer 
ärmer werden. Der Wett-
streit um die niedrigsten 
Steuern für Unternehmen 
muss endlich beendet 
werden. Dann wären not-
wendige soziale Leistun-
gen auch sicher bezahl-
bar.

Dr. Dirk Schmitz 
Ratsmitglied DIE LINKE

Der Sozialabbau geht weiter – koste es, was es wolle. 

Ampel-Koalition 
will sozialen Kahlschlag

Während Elisabeth Rathsmann-Krohnshage (Grüne) die Kürzungen der Leis-

tungsverträge für die Ampel-Koalition begründet, zeigen ihr die Betroffenen 

die kalte Schulter. Ein Bild, dass weder NW noch WB brachten!

496.363 Euro Kürzungen im Sozialbereich!
Familienbildungsstätte Hedwig-Dornbusch-Schule: 5.000 Euro

Leistungsverträge im Bereich des Amtes für Integration: 14.900 Euro

Information, Vernetzung, Beratung beim DPWV: 14.663 Euro

Bürgerwache: 5.000 Euro

Projektmittel für Seniorenarbeit: 13.000 Euro

Gesellschaft für Sozialarbeit, Seniorenarbeit: 28.800 Euro

Drogenberatung: 50.000 Euro

DRK, Fahrdienst für Behinderte: 25.000 Euro

Betreuungsvereine: 50.000 Euro

Erziehungs- und Familienberatung: 150.000 Euro

Bunker Ulmenwall: 25.000 Euro

Schulsozialarbeit Luther-Schule: 15.000 Euro

Kinder- und Jugendarbeit (Jugendzentren Kamp und Luna): 50.000 Euro

Freizeitzentren Stieghorst und Baumheide: 50.000 Euro

(Quelle: NW, 19. 6. 2013)



Zur Ratssitzung am 7. März 2013 beantragte DIE LINKE:

„Der Hebesatz für die Gewerbesteuer wird für das Haus-
haltsjahr 2013 von 463 auf 520 Punkte (höchster Hebe-
satz der Gemeinden vergleichbarer Größe) angehoben. 
Das ergibt für die Gewerbesteuer Mehreinnahmen von 
rund 20 Millionen Euro.“

Dieser Antrag wurde abgelehnt und stattdessen nur eine 
völlig unzureichende Erhöhung von 463 auf 480 Punkte 
beschlossen.

Außerdem wurde OB Clausen aufgefordert, über den Städ-
tetag gegenüber dem Land NRW die finanzielle Gleichstel-
lung der städtischen Kitas mit den sog. „freien Trägern“ zu 
unterstützen. Die Ratsmehrheit lehnte diese Initiative der 
LINKEN ab.

Der LINKEN-Antrag, die Steigerung von tariflichen Perso-
nalkosten bei den Leistungsverträgen der „freien Träger“ 
ab dem 1. 1. 2013 zu übernehmen, wurde abgelehnt.

Zur Ratssitzung am 16. Mai 2013 beantragte DIE LINKE:

„Der Rat der Stadt beschließt, die Kindertagesstätten 

in städtischer Trägerschaft zur Sicherung der Träger-

vielfalt künftig als städtische Kitas zu erhalten.“

Dieser Antrag führte dazu, dass CDU/SPD/Grüne/FDP 
am Tag der Ratssitzung einen eigenen Antrag, der das glei-
che Ziel hatte, einbrachten. DIE LINKE hat dann ihren An-
trag zurückgezogen und den „neuen“ Antrag unterstützt.
Einstimmig (!) beschloss der Rat:
„Unter den Aspekten der Trägervielfalt, der Qualitäts-

sicherung und der Wahlfreiheit für Eltern hält es der 

Rat für unverzichtbar, auch weiterhin Kindertages-

stätten in angemessenem Umfang in städtischer Trä-

gerschaft vorzuhalten.“

In der Begründung tauchte die Forderung an das Land NRW 
nach finanzieller Gleichstellung kommunaler Kitas mit „freien 
Trägern“ auf, die CDU/SPD/Grüne/FDP bei der vorherigen 
Ratssitzung als Linken-Antrag noch abgelehnt hatten!

DIE LINKE beantragte deutliche 
Anhebung der Gewerbesteuer

Hans-Dietmar Hölscher, Fraktionsgeschäftsführer DIE LINKE

Beim Kürzungswahn 
der „Ampel“ (SPD, Grü-
ne, FDP) im Bielefelder 
Stadtrat kamen die „Spar-
kommissare“ auf die 
glorreiche Idee, Bürger-
beratungen zu schließen. 
Die Bürgerberatung im 
Rathaus ist samstags be-
reits ab 1. Juli geschlos-
sen. Zusätzlich sollen fünf 
Nebenstellen geschlos-
sen werden, um eine Per-
sonalstelle einzusparen. 
Soll sich dann ein allein-

stehender Rentner mit 

Rollator in einen Bus 

setzen, um gelbe Säcke 

aus der Stadt zu holen?

In der Bezirksvertretung 
Heepen wurden von drei 
Parteien Anträge gestellt, 
um die Schließung der 
Bürgerberatung in Brake 
zu verhindern. Diese Fili-
ale hat die kürzesten Öff-
nungszeiten in ganz Biele-
feld und eine Auslastung 
wie nie zuvor. DIE LINKE 
stellte den ersten und 
weitestgehenden Antrag. 
Einstimmig beschlossen 
wurde ein gemeinsamer 

Antrag mit den Elemen-
ten aller antragstellenden 
Parteien.

Zusätzlich wurde eine 
Unterschriftensammlung 
gestartet, die in einer Wo-
che 850 Unterschriften 
erbrachte. Sie wurden 
in der BZV Heepen vom 
Heimatverein Brake über-
geben. In der nächsten 
Sitzung folgten weitere 
1.500 Unterschriften. In-
zwischen bewegt sich die 
Gesamtzahl der Schlie-
ßungsgegnerInnen auf 
3.000 BürgerInnen zu. DIE 
LINKE war in Brake die 
einzige politische Kraft, 
die die Unterschriftenak-
tion aktiv unterstützt hat.

Falls dieses eindeutige 
Signal im Rathaus nicht 
verstanden werden soll-
te, wird es in Brake ein 
Bürgerbegehren für den 
Erhalt der Bürgerberatung 
geben. Auch dabei wird 
DIE LINKE die Bevölke-
rung aktiv unterstützen!

Bernd Schatschneider 

Bezirksvertreter in Heepen

Vor einigen Tagen hat die 
Bezirksvertretung Schil-
desche den ersten öf-
fentlichen Bücherschrank 
Bielefelds der Öffentlich-
keit übergeben. Er steht 
in der Fußgängerzone am 
Bültmannshof und lockte 
bereits am ersten Tag ca. 
50 Menschen an, von de-
nen viele den Schrank mit 
Büchern bestückten. Vom 
Sachbuch über Romane 
bis hin zum Kinderbuch 
finden die interessierten 
"Schmökerer" dort vieler-
lei Literatur. Jeder kann 

dort Bücher ablegen, sie 
kostenlos ausleihen und 
anschließend zurückge-
ben. Diese wunderbare 
Idee lebt vom Mitmachen. 
Der gut zwei Meter hohe, 
aus dunklem, stabilem  
Material bestehende Bü-
cherschrank ist nicht zu 
übersehen. 
Finanziert wurde der 
Schrank aus Sondermit-
teln der Bezirksvertretung. 
Die Baugenossenschaft 
Freie Scholle gehört neben 
anderen zu den Unter-
stützern.

Damit der Bücherschrank 
den BenutzerInnen lange 
erhalten bleibt, schlägt 
Inge Bernert (DIE LINKE) 
vor, ihn wetter- und winter- 
fest zu machen. Schutz vor 
Regen, Eis und Schnee 
könnte eine Dachkonstruk- 
tion aus Holz oder Glas 
bieten. Sie wird das Thema 
in die Schildescher Be-
zirksvertretung einbringen.

Öffentliche Bücherschränke:  
Ein nachahmenswertes 

Beispiel auch für andere 

Stadtbezirke!

Widerstand gegen  
geplante Schließung der  
Bürgerberatung in Brake

Schildesche: 

Erster öffentlicher 
Bücherschrank aufgestellt

Inge Bernert  

bringt neues Lesefutter
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Sprechzeiten 
der Ratsfraktion DIE LINKE
Altes Rathaus · Erdgeschoss 

33597 Bielefeld
Montag - Donnerstag:  

10-16 Uhr · Freitag: 10-14 Uhr

Telefon: (0521) 515080 · Telefax: (0521) 518110 

E-Mail: die.linke@bielefeld.de 

Internet: www.linksfraktion-bielefeld.de

Schon vor Jahren schlug 

die DLRG Alarm. An Nord- 

und Ostsee gibt es im- 

mer mehr Badeunfälle 

von Kindern. Der Grund: 

Viele Kinder können nicht 

mehr so gut schwim-

men, weil immer mehr 

öffentliche Freibäder 

geschlossen werden. 

Darum ist es gut, dass 
sich so viele Menschen 
in Gadderbaum gegen die 
Schließung ihres Bades 
wehren. Denn Freibäder 
sind kein Luxus.

Jetzt ist das Bürgerbegeh-
ren auf der Zielgeraden zur 
Abgabe. Während unsere 
Zeitung in Druck geht, 
werden aller Voraussicht 
nach die Unterschriften 
zum Bürgerbegehren ein-
gereicht werden. Damit 
ist es gut möglich, dass 
schon am 22. September, 
am Tag der Bundestags-
wahl, der Bürgerentscheid 
zum Freibad Gadderbaum 
stattfindet.

Das ist ein toller Erfolg 
für die Demokratie und 

gegen die Arroganz von 
Pit Clausen (SPD), Mar-
cus Lufen (SPD), Klaus 
Rees (GRÜNE) und Lisa 
Rathsmann-Kronshage 
(GRÜNE). Ohne das En-
gagement von so vielen 
Bürgern aus Gadderbaum 
wäre das nicht möglich 
gewesen. 

Jetzt gilt es mit voller Kraft 
dafür zu werben, dass 
möglichst viele Bürger 
unserer Stadt sich am 22. 
September am Bürger- 
entscheid beteiligen und 

für den Erhalt des Freiba-
des durch städtische Mit-
tel stimmen. 

Am 22. September müs-
sen sich aber auch GRÜ-
NE und SPD entscheiden. 
„Sozialdemokratisch für 
ein gutes Freibad kämp-
fen“, hatten die Jusos auf 
facebook gepostet. Dabei 
war es doch ihr SPD-Vor-
sitzender Marcus Lufen 
gewesen, der das offiziel-
le Aus für das Freibad ver-
kündet hatte. Und auch 
bei den GRÜNEN sah man 

eigenartige Purzelbäume.
„Es sieht gut aus für das 
Bürgerbegehren“, fand 
der Landtagsabgeordne-
te Matthi Bolte im grü-
nen Magazin „big“. Aber 
gegen das kategorische 
„Nein“ zum Freibad durch 
die Grünen-Fraktionsvor-
sitzende im Stadtrat 
Rathsmann-Kronshage 
unternahm er nichts. 
Mit diesem Doppelspiel 
– in Gadderbaum für das 
Freibad, im 2 km entfern-
ten Stadtrat kategorisch 
dagegen – hat das erfolg-
reiche Bürgerbegehren 
nun Schluss gemacht. Am 
22. September kann es 
nicht länger mehr ein so-
zialdemokratisches Jein 
oder ein grünes Ja aber 
geben. 
Wir rufen alle Bürger auf: 
stimmt für den Erhalt des 
Gadderbaumer Freibades. 

Heinz Willemsen

Infos zum Freibad  

Gadderbaum: www.

freibad-gadderbaum.com

www.zusammenschaffen. 

de

DIE LINKE freut sich: Über 
3 Millionen Euro aus dem 
Bildungs- und Teilhabepa-
ket für Kinder aus armen 
Familien, die 2011 und 
2012 nicht ausgegeben 
worden waren, sollen 
jetzt doch für Schulsozi-
alarbeit in den nächsten 
Jahren genutzt werden. 

Es gibt aber noch weite-

re 2 Millionen Euro aus 

dem Jahr 2011 – eben-

falls aus dem Bildungs- 

und Teilhabepaket. In 
diesem Jahr hatte die Stadt 
ca. 4 Millionen Euro für 
Leistungen an bedürftige 

Kinder bekommen, aber 
nur die Hälfte für diesen 
Zweck ausgegeben. Das 
Geld zur Finanzierung des 
Gesetzes war bei der letz-
ten Hartz-IV-Reform aus 
dem Regelsatz für Kinder 
gestrichen worden und 
droht nun im städtischen 
Haushalt zu versickern.

„Diese Gelder dürfen 

nicht zweckentfremdet 

werden", so Dr. Dirk 
Schmitz, Sozialpolitiker 
der LINKEN. „DIE LINKE 
wird weiter mit Anfragen 
und Anträgen Druck ma-
chen, damit auch diese 2 

Millionen Euro nicht zum 
Stopfen allgemeiner Haus- 
haltslöcher missbraucht 
werden. Das Geld gehört 
den Kindern und muss für 
sie genutzt werden!“

Von der nächsten Bundes- 
regierung erwarten wir, dass 
sie das Bildungs- und Teil-
habegesetz abschafft und 
die Regelsätze für Kinder 
wieder erhöht, damit das 
Geld die Kinder wirklich 
erreicht. Schulsozialarbeit 
dagegen muss von der 
Bundesregierung grund- 
sätzlich finanziert wer- 
den. Dr. Dirk Schmitz

Hartz-IV-Urteil: 

Zuschuss für Jugendbett
Nach dem Urteil vom Bundessozialgericht vom 23. 

Mai 2013 muss für ein erstmaliges Jugendbett ein 

Zuschuss gewährt werden, wenn das Kinderbett 

zu klein geworden ist. Im Dezember 2012 wurde 

der Antrag der LINKEN zur Übernahme solcher 

Kosten im Sozial- und Gesundheitsausschuss 

noch von allen anderen Fraktionen abgelehnt. 

Dr. Dirk Schmitz

Freibad Gadderbaum

Auf jede Stimme kommt es an!

DIE LINKE macht weiter Druck:

Gelder für Kinder nutzen und nicht zum 
Stopfen von Haushaltslöchern missbrauchen!



karrten Vertreter von 17 Organisatio-

nen an einem Aktionstag Mitte April. 

In 88 Städten und Gemeinden fanden 

Aktionen des Bündnisses „Umfair-

teilen“ statt, in Bielefeld besonders 

eindrucksvoll mit Pferdedung. Das 

Bündnis will die Löcher in den öf-

fentlichen Haushalten mit der seit 17 

Jahren erlassenen Vermögenssteuer 

und einer einmaligen Vermögensab-

gabe der Reichen stopfen. 

In Bielefeld klafft im städtischen 

Haushalt wegen RotGrüner, Schwarz-

Roter und SchwarzGelber Steu-

ergeschenke an die Reichen und 

aufgrund Bankenrettungen mit Steu-

ermilliarden ein Loch von 100 Millio-

nen. Erbarmunglos kürzt die Ampel-

Koalition überall im Sozialen, wollte 

Kitas privatisieren, will Leistungen 

kürzen und Bäder schließen. 

Deutschland ist eines der reichsten 

Länder der Erde. Doch dieser Reich-

tum ist ungleich verteilt. Eine immer 

kleinere Zahl von Reichen besitzt 

immer mehr Vermögen, die Kluft 

zwischen Arm und Reich wächst 

Jahr für Jahr. Dagegen hat das Bünd-

nis inzwischen bundesweit 100.000 

Unterschriften gesammelt. Weitere 

Aktionen werden folgen. Am 14. Sep-

tember, eine Woche vor der Bundes-

tagswahl, findet in Bochum die zent-

rale Massendemonstration statt.

Günter Seib

Inge Hannemann, Ver-
mittlerin im Jobcenter 
Hamburg, ist aus dem 
Hartz-VI-System ausge-
brochen. Sie vermittelt 
nur in gut bezahlte dau-
erhafte Arbeit. Nicht in 
Leiharbeit und 1-Euro-
Jobs, das hilft Menschen 
nicht. Man dankt es ihr 
mit Vertrauen, bei Ter-
minen und Stellensuche. 
Sanktionen vermeidet sie, 
sucht lieber die Gründe: 
„Die Angst vorm Jobcen-
ter kann so groß sein, 
dass Briefe ungeöffnet 
bleiben“.
Es geht um Menschen, 

nicht um Zahlen

Nun spricht sie öffentlich. 
Will den politischen Dis-

kurs über das Hartz-Sys-
tem aus fehlender Berufs-
wahlfreiheit, ständiger 
Verfügbarkeit trotz gerin-
ger Vermittlungschance 
und möglichem Entzug 
der Existenz. Im eigenen 
Blog beschreibt sie Be-
hördenstrukturen, Druck 
auf Jobcenterbeschäftig-
te. Auch damit Betroffene 
das Verwaltungshandeln, 
das oft wie Willkür wirkt, 
besser verstehen. 

Derzeit beurlaubt ver-
sucht sie, ihre Versetzung 
abzuwenden. Menschen-
würde zu schützen ist 
oberstes Gebot im Grund-
gesetz, darauf hat sie bei 
Dienstantritt einen Eid 
abgelegt.

Vortrag und Diskussion 

mit Inge Hannemann

Am 20. August, 19 Uhr,  
im Freizeitzentrum Baum-

heide. Inge Hannemann 
berichtet über ihre Erfah-
rungen mit Hartz IV. Über 
Zeitdruck im Jobcenter, 

Quotenvorgaben und 
„Wirtschaftlichkeit“. Sie 
beschreibt einfühlsam, 
wie sich „Fordern“ auf 
Betroffene auswirkt. Und 
antwortet auf Fragen, wie:

Was bedeutet 

„Wichtiger Grund“ beim 

Meldeversäumnis? 

Wie freiwillig sind 

Eingliederungsverein-

barungen? 

Wie wird echte be-

rufliche Weiterbildung 

bewilligt?

Wie sieht gute Bera-

tung aus, was müsste 

dafür geändert werden?

Was erwartet sie von 

den Parteien nach der 

Bundestagswahl?

Marlis Bußmann

Unser Bildungssystem 
ist ein komisches Ding. 
Die Schule soll auf das 
Arbeitsleben vorbereiten, 
daher auch die Selekti-
on nach Hauptschule, 
Gymnasium etc. So ist 
schon im Kindesalter vor-
definiert, wie weit man 
es später bringt. Ziel der 
Schule sollte es sein, 
junge Menschen für ein 
Leben in unserer Gesell-
schaft vorzubereiten. 
Dass diese Gesellschaft 
eine demokratische ist 
und darin über sich selbst 
bestimmt werden kann, 
merkt man als Schüler_in 
jedoch nicht. Es fehlt an 
Mitbestimmung.

Lehrpläne, 'Fächerwah-
len' und Profile sind viel 
zu starr, um die Persön-
lichkeit adäquat widerzu-
spiegeln. Um dies zu er-
möglichen, helfen jedoch 
weder Sparmaßnahmen 
noch Schulzeitverkür-
zung, sondern vielmehr 
Flexibilität, die den Schü-
ler_innen sich selbst fin-
den und den Unterricht 
selbst gestalten lässt. 

'Eine Schule für alle' ist 
ein Konzept, das frühe 
Auslese verhindert und 
eine individuelle Förde-
rung von Talenten und 
Schwächen ermöglicht. 
Keiner muss zurückblei-
ben.
Weiterhin fehlt es an po-
litischer Mitbestimmung 
durch die Schüler_innen 
in der Schule. Sofern es 
Vertretungen gibt, fehlt 
es diesen an Rechten, 
ihre Vorstellungen in die 
Praxis umzusetzen. 

Neben bildungspoliti-
schen Themen engagiert 
sich die Linksjugend Bie-
lefeld auch unter anderem 
gegen Neofaschismus 
und eine Militarisierung 
unserer Gesellschaft. Was 
wir sonst noch so ma-
chen, wann unsere Tref-
fen sind, bei denen immer 
gerne neue Gesichter ge-
sehen werden, erfahrt ihr 
unter: www.linksjugend-
bielefeld.de

Jannis und Patrick

Bildungsdiktat

Einen Misthaufen vor die 
Bielefelder Commerzbank

Jobcenter-Mitarbeiterin Inge Hannemann vermittelt nur in „Gute Arbeit“

Sanktionsfreie Beratung trotz Hartz IV?

Foto: Frank Schwarz



Aktuelle Termine bitte im Büro erfragen: 

 Arbeitskreis Wirtschafts- und Sozialpolitik 

 Arbeitskreis Hartz IV 

 Arbeitskreis Kulturbaustelle 

 Arbeitskreis Umwelt und Stadtteilgruppe Mitte 

 Stadtteilgruppe Schildesche 

 Frauenplenum

 DIE LINKE Bielefeld ist erreichbar:
 Telefon: 0521.86611 · info@dielinke-bielefeld.de 

 NEWS-LETTER: www.dielinke-bielefeld.de 

 Jeden Freitag und Mittwoch von 14 bis 19 Uhr,  

 offenes Büro in der August-Bebel-Str. 126
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Seit über vier Wochen 

hält der Widerstand in 

der Türkei an. 

Der Kampf von einigen 
Hundert Umweltschüt-
zer/innen um einen Park 
hat sich in wenigen Tagen 
zu einer Widerstandsbe-
wegung gebildet, der sich 
weite Bevölkerungsteile 
angeschlossen haben. Im 
ganzen Land gingen Zehn-
tausende auf die Straße, 
um gegen den autoritären 
Regierungsstil der AKP, 
die brutale Polizeigewalt 
und die Verletzung demo-
kratischer Grundrechte zu 
protestieren.
Die Motive der Demons-
tranten waren auch der 
Antrieb für unzählige 
und nicht miteinander 

verbundene Demonst-
rationen in der elfjähri-
gen Regierungszeit von 
Erdogan und seiner 
AKP-Regierung. Erdogan 
steht für eine Politik der 
Ausbeutung, Armut und 
Krieg, für Rassismus, für 
Assimilation, für die Ver-
folgung der freien Presse, 
die Leugnung der Mas-
saker und Genozide der 
Vergangenheit, für eine 
religiöse Gesellschaft, 
Frauenfeindlichkeit, Ge-
werkschaftsfeindlichkeit 
und für Umweltzerstö-
rung.
Die Protestbewegungen 
waren bis dato nicht mit-
einander verbunden. Mit 
ihrer Teile-und-Herrsche-
Politik schaffte es die 

AKP-Regierung zu ver-
hindern, dass einzelne 
Protestbewegungen sich 
bündeln und sich gegen-
seitig unterstützen. Das 
Neue an den heutigen 
Protesten ist, dass sie 
diese Trennlinie über-
wunden und zunächst am 
Taksim-Platz, dann auch 
im ganzen Land zusam-

mengefunden haben. Die 
Bewegung schuf ein ge-
sellschaftliches Klima der 
Solidarität, das bis dato 
für schwer vorstellbar ge-
halten wurde.
Auch wenn die verschie-
denen Teile der Bewegung 
unterschiedliche Anliegen 
verfolgen, haben sie eine 
gemeinsame Forderung: 

Rücktritt der AKP-Regie-
rung. Bis die Forderungen 
des Bündnisses Taksim-
Solidarität erfüllt werden 
und solange der Wider-
stand anhält, gilt es, sich 
mit Taksim und der Türkei 
zu solidarisieren. 
Hoch die internationale 

Solidarität!

DIDF Bielefeld

„Der Rat der Stadt be-
schließt, die Kindertages-
stätten in städtischer Trä-
gerschaft zur Sicherung 
der Trägervielfalt künftig 
als städtische Kitas zu 
erhalten“ beantragte DIE 
LINKE für die Ratssitzung 
am 16. Mai. Um diesem 
Antrag der LINKEN nicht 
zustimmen zu müssen, 
stellten SPD-Grüne-FDP-
CDU einen ähnlichen An-
trag, der inhaltlich in die 
gleiche Richtung ging. DIE 
LINKE zog ihren „alten“ 
Antrag zurück und unter-
stützte dann den „neuen“ 
Antrag, dem alle Ratsmit-
glieder zustimmten.

In beiden Bielefelder Zei-
tungen wurde über diesen 
Beschluss nicht berichtet, 
obwohl die Kita-Privatisie-

rung zuvor noch der gro-
ße Aufreger war. Dass die 
anderen Parteien durch 
DIE LINKE gezwungen 
waren, deren Kita-Antrag 
inhaltlich zu übernehmen, 
durfte anscheinend nicht 
gemeldet werden!

Informationspflicht 

verletzt Freiheit der 

Presse

Die Veröffentlichungspoli-
tik der Bielefelder Zeitun-
gen ist konsequent: Ver-
anstaltungen der LINKEN 
werden möglichst erst 
am Tag der Veranstal-
tung angekündigt, damit 
es formal rechtzeitig ist, 
tatsächlich aber keine 
vorplanenden Menschen 
mehr erreichen kann. (z.B. 
NW und WB am 22. Mai = 

Tag der Gewerkschaften-
Veranstaltung mit Prof. 
Frank Deppe) Pressemit-
teilungen erscheinen in 
der NW selten, dann aber 
so geschickt platziert, 
dass der normale Leser 
sie übersieht (LINKE for-
dern Amtsverzicht – NW 
29. Mai, auf der Seite  
Veranstaltungskalender).

Ihre Informationspflicht 
empfindet die Presse of-
fenbar als eine schwere 
Last, von der sie sich ger-
ne erleichtert. Denn eine 
Pflicht widerspricht jeder 
wirklichen Pressefreiheit. 
Echte Pressefreiheit ist 
bekanntlich die Freiheit 
weniger reicher Men-
schen, ihre Meinung dru-
cken zu lassen.

Florian Straetmanns

Bielefelder Zeitungen voller Ausgelassenheit 

Aus der Welt der Presse

Überall ist Taksim, überall ist Widerstand

Demo in Bielefeld am 15. Juni 2013
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